
Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 
Gesetz vom 14. Juli 1933 (Reichsgesetzblatt I S. 529) 

in der Fassung vom 4. Feb. 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 119). 
 
 
Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird: 
 
§ 1 
(1) Wer erbkrank ist, kann unfruchtbar gemacht (ste-
rilisiert) werden, wenn nach den Erfahrungen der 
ärztlichen Wissenschaft mit großer Wahrscheinlich-
keit zu erwarten ist, daß seine Nachkommen an 
schweren körperlichen oder geistigen Erbschäden 
leiden werden. 
(2) Erbkrank im Sinne dieses Gesctzes ist, wer an 
einer der folgenden Krankheiten leidet: 
1. angeborenem Schwachsinn, 
2. Schizophrenie, 
3. zirkulärem (manisch-depressivem) Irresein, 
4. erblicher Fallsucht, 
5. erblichem Veitstanz (Huntingtonsche Chorea), 
6. erblicher Blindheit, 
7. erblicher Taubheit, 
8. schwerer erblicher körperlicher Mißbildung. 
(3) Ferner kann unfruchtbar gemacht werden, wer an 
schwerem Alkoholismus leidet. 
 
§ 2 
(1) Antragsberechtigt ist derjenige, der unfruchtbar 
gemacht werden soll. Ist dieser geschaftsunfähig 
oder wegen Geistesschwäche entmündigt oder hat 
er das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet, 
so ist der gesetzliche Vertreter antragsberechtigt; er 
bedarf dazu der Genehmigung des Vormundschafts-
gerichts. In den übrigen Fällen beschränkter Ge-
schäftsfähigkeit bedarf der Antrag der Zustimmung 
des gesetzlichen Vertreters. Hat ein Volljähriger 
einen Pfleger für seine Person erhalten, so ist des-
sen Zustimmung erforderlich. 
(2) Dem Antrag ist eine Bescheinigung eines für das 
Deutsche Reich approbierten Arztes beizufügen, daß 
der Unfruchtbarzumachende über das Wesen und 
die Folgen der Unfruchtbarmachung aufgeklärt wor-
den ist. 
(3) Der Antrag kann zurückgenommen werden. 
 
§ 3 
Die Unfruchtbarmachung können auch beantragen 
1. der beamtete Arzt, 
2. für die Insassen einer Kranken-, Heil- oder Pflege-
anstalt oder einer Strafanstalt der Anstaltsleiter. 
[...] 
 
§ 5 
Zuständig für die Entscheidung ist das Erbgesund-
heitsgericht, in dessen Bezirk der Unfruchtbarzuma-
chende seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. 
 
§ 6 
(1) Das Erbgesundheitsgericht ist einem Amtsgericht 
anzugliedern. Es besteht aus einem Amtsrichter als 
Vorsitzenden, einem beamteten Arzt und einem 
weiteren für das Deutsche Reich approbierten Arzt, 
der mit der Erbgesundheitslehre besonders vertraut 
ist. Für jedes Mitglied ist ein Vertreter zu bestellen. 

[...] 
 
§ 7 
(1) Das Verfahren vor dem Erbgesundheitsgericht ist 
nicht öffentlich. 
[...] 
 
§ 9 
Gegen den Beschluß können die im § 8 Satz 5 be-
zeichneten Personen binnen einer Notfrist von 14 
Tagen nach der Zustellung schriftlich oder zur Nie-
derschrift der Geschäftsstelle des Erbgesundheitsge-
richts Beschwerde einlegen. Die Beschwerde hat 
aufschiebende Wirkung. Über die Beschwerde ent-
scheidet das Erbgesundheitsobergericht. 
[...] 
 
§ 11 
(1) Die Unfruchtbarmachung hat im Wege des chir-
urgischen Eingriffs zu erfolgen. 
[...] 
 
§ 13 
(1) Die Kosten des gerichtlichen Verfahrens trägt die 
Staatskasse. 
(2) Die Kosten des ärztlichen Eingriffs trägt bei den 
der Krankenversicherung angehörenden Personen 
die Krankenkasse, bei anderen Personen im Falle 
der Hilfsbedürftigkeit der Fürsorgeverband. In allen 
anderen Fällen trägt die Kosten bis zur Höhe der 
Mindestsätze der ärztlichen Gebührenordnung und 
der durchschnittlichen Pflegesätze in den öffentli-
chen Krankenanstalten die Staatskasse, darüber 
hinaus der Unfruchtbargemachte. 
 
§ 14 
(1) Eine Unfruchtbarmachung oder Schwanger-
schaftsunterbrechung, die nicht nach den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes erfolgt, sowie eine Entfernung 
der Keimdrüsen sind nur dann zulässig, wenn ein 
Arzt sie nach den Regeln der ärztlichen Kunst zur 
Abwendung einer ernsten Gefahr für das Leben oder 
die Gesundheit desjenigen, an dem er sie vormmmt, 
und mit dessen Einwilligung vollzieht. 
(2) Eine Entfernung der Keimdrüsen darf beim Man-
ne mit seiner Einwilligung auch dann vorgenommen 
werden, wenn sie nach amts- oder gerichtsärztli-
chem Gutachten erforderlich ist, um ihn von einem 
entarteten Geschlechtstrieb zu befreien, der die 
Begehung weiterer Verfehlungen im Sinne der §§ 
175 bis 173, 183, 223 bis 226 des Strafgesetzbuchs 
befürchten läßt. Die Anordnung der Entmannung im 
Strafverfahren oder im Sicherungsverfahren bleibt 
unberührt. 
[...] 
 
§ 18 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1934 in Kraft. 


